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I. EINFÜHRUNG 

1. Zweck der Leitlinien 

(1) Diese Leitlinien zeigen die Grundsätze auf, die für die Beur­
teilung spezifischer Fragen im Zusammenhang mit vertika­
len Beschränkungen in Vereinbarungen über den Verkauf 
und die Instandsetzung von Kraftfahrzeugen und den Ver­
trieb von Ersatzteilen nach Artikel 101 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union ( 1 ) maßgeblich 
sind. Es handelt sich um begleitende Ausführungen zu 
der Verordnung (EU) Nr. 461/2010 der Kommission 
über die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 AEUV 
auf Gruppen von vertikalen Vereinbarungen und abge­
stimmten Verhaltensweisen im Kraftfahrzeugsektor ( 2 ) 
(nachstehend „Kfz-Gruppenfreistellungsverordnung“ ge­
nannt); sie sollen den Unternehmen Orientierungshilfen 
für die Selbstprüfung solcher Vereinbarungen geben. 

(2) Diese Leitlinien verschaffen Klarheit bei Fragen, die für den 
Kraftfahrzeugsektor von besonderer Bedeutung sind; dazu 
gehört die Auslegung einschlägiger Bestimmungen der Ver­
ordnung (EU) Nr. 330/2010 der Kommission vom 
20. April 2010 über die Anwendung von Artikel 101 
Absatz 3 AEUV auf Gruppen von vertikalen Vereinbarun­
gen und abgestimmten Verhaltensweisen ( 3 ) (nachstehend 
„Allgemeine Vertikal-Gruppenfreistellungsverordnung“ ge­
nannt). Sie berühren nicht die Anwendbarkeit der Leit­
linien für vertikale Beschränkungen ( 4 ) (nachstehend „All­
gemeine Vertikal-Leitlinien“ genannt) und müssen daher in 
Verbindung mit und ergänzend zu den Allgemeinen Ver­
tikal-Leitlinien gelesen werden. 

(3) Die vorliegenden Leitlinien gelten sowohl für vertikale Ver­
einbarungen und abgestimmte Verhaltensweisen, die die 
Bedingungen betreffen, unter denen die beteiligten Unter­
nehmen Kraftfahrzeugersatzteile beziehen, verkaufen oder 
weiterverkaufen oder Instandsetzungs- und Wartungs­
dienstleistungen für Kraftfahrzeuge erbringen dürfen, als 
auch für vertikale Vereinbarungen und abgestimmte Ver­
haltensweisen, die die Bedingungen betreffen, unter denen 
die beteiligten Unternehmen neue Kraftfahrzeuge beziehen, 

verkaufen oder weiterverkaufen dürfen. Wie in Abschnitt II 
dargelegt, gelten für die letztgenannte Gruppe von Verein­
barungen und abgestimmten Verhaltensweisen bis zum 
31. Mai 2013 weiterhin die einschlägigen Bestimmungen 
der Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 der Kommission 
vom 31. Juli 2002 über die Anwendung von Artikel 81 
Absatz 3 AEUV auf Gruppen von vertikalen Vereinbarun­
gen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen im 
Kraftfahrzeugsektor ( 5 ). Für vertikale Vereinbarungen und 
abgestimmte Verhaltensweisen betreffend den Bezug, den 
Verkauf oder den Weiterverkauf neuer Kraftfahrzeuge gel­
ten diese Leitlinien daher erst ab dem 1. Juni 2013. Diese 
Leitlinien gelten nicht für vertikale Vereinbarungen außer­
halb des Kraftfahrzeugsektors und dementsprechend kön­
nen die darin dargelegten Grundsätze nicht zwangsläufig 
für die Beurteilung von Vereinbarungen in anderen Sekto­
ren herangezogen werden. 

(4) Diese Leitlinien gelten unbeschadet der möglichen gleich­
zeitigen Anwendung von Artikel 102 AEUV auf vertikale 
Vereinbarungen im Kraftfahrzeugsektor und berühren 
nicht die Auslegungen des Gerichtshofs der Europäischen 
Union zur Anwendung von Artikel 101 AEUV auf ver­
tikale Vereinbarungen. 

(5) Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich die Analysen 
und Aussagen in diesen Leitlinien auf alle Handelsstufen. 
Die Begriffe „Anbieter“ und „Händler“ ( 6 ) werden für alle 
Handelsstufen verwendet. Die Allgemeine Vertikal-Grup­
penfreistellungsverordnung und die Kfz-Gruppenfreistel­
lungsverordnung werden nachstehend zusammen die 
„Gruppenfreistellungsverordnungen“ genannt. 

(6) Bei der Anwendung der in diesen Leitlinien dargelegten 
Grundsätze ist auf die faktischen und rechtlichen Um­
stände des Einzelfalls abzustellen. Die Kommission wird 
die Leitlinien angemessen und flexibel anwenden ( 7 ) und 
die Erfahrungen berücksichtigen, die sie bei ihren Durch­
setzungs- und Marktbeobachtungsmaßnahmen sammelt. 

(7) Die bisherigen Erfahrungen bei der Durchsetzung der 
Wettbewerbsvorschriften im Kraftfahrzeugsektor zeigen, 
dass bestimmte Beschränkungen im Wege direkter vertrag­
licher Verpflichtungen oder durch indirekte Verpflichtun­
gen oder indirekte Maßnahmen, die dieselbe Beeinträchti­
gung des Wettbewerbs bewirken, erzielt werden können.
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( 1 ) Mit Wirkung vom 1. Dezember 2009 sind an die Stelle der 
Artikel 81 und 82 des EG-Vertrags die Artikel 101 und 102 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) ge­
treten. Die Artikel 81 und 82 des EG-Vertrags und die Artikel 101 
und 102 des AEUV sind im Wesentlichen identisch. Im Rahmen 
dieser Leitlinien sind Bezugnahmen auf die Artikel 101 und 102 
des AEUV als Bezugnahmen auf die Artikel 81 und 82 des EG- 
Vertrags zu verstehen, wo dies angebracht ist. Mit dem AEUV wur­
den auch einige Begriffe geändert; so wurde zum Beispiel „Gemein­
schaft“ durch „Union“ und „Gemeinsamer Markt“ durch „Binnen­
markt“ ersetzt. In diesen Leitlinien wird durchgehend die Termino­
logie des AEUV verwendet. 

( 2 ) ABl. L 129 vom 28.5.2010, S. 52. 
( 3 ) ABl. L 102 vom 23.4.2010, S. 1. 
( 4 ) ABl. C 130 vom 19.5.2010, S. 1. 

( 5 ) ABl. L 203 vom 1.8.2002, S. 30. 
( 6 ) Händler auf der Einzelhandelsstufe werden im Kraftfahrzeugsektor 

gemeinhin als „Kfz-Händler“ bezeichnet. 
( 7 ) Seit der Modernisierung der Wettbewerbsvorschriften der Union liegt 

die Verantwortung für solche Analysen in erster Linie bei den an den 
Vereinbarungen beteiligten Unternehmen. Die Kommission kann 
aber von sich aus oder auf eine Beschwerde hin untersuchen, ob 
die Vereinbarungen mit Artikel 101 AEUV vereinbar sind.



So kann ein Anbieter, der das Wettbewerbsverhalten eines 
Händlers beeinflussen möchte, beispielsweise auf Drohun­
gen, Einschüchterungen, Warnungen oder Strafen zurück­
greifen. Er kann auch Lieferungen verzögern bzw. ausset­
zen oder drohen, Verträge mit Händlern zu kündigen, die 
an ausländische Verbraucher verkaufen oder ein bestimm­
tes Preisniveau nicht einhalten. Sind die Vertragsbeziehun­
gen transparent, so dürften die Hersteller in der Regel 
weniger Gefahr laufen, wegen Ausübung mittelbaren 
Drucks zur Erlangung wettbewerbswidriger Ergebnisse 
zur Rechenschaft gezogen zu werden. Die Transparenz 
von Geschäftsbeziehungen kann beispielsweise durch die 
Einhaltung eines Verhaltenskodexes erhöht werden. In sol­
chen Kodexen können unter anderem von den Vertrags­
laufzeiten abhängige Kündigungsfristen sowie Entschädi­
gungszahlungen für ausstehende vertragsspezifische Inves­
titionen des Kfz-Händlers bei vorzeitiger Vertragskündi­
gung ohne rechtfertigenden Grund und Schlichtungsver­
fahren als alternativer Streitbeilegungsmechanismus verein­
bart werden. Wenn ein Anbieter einen solchen Verhaltens­
kodex in seinen Vereinbarungen mit Händlern und Werk­
stätten vorsieht, diesen Verhaltenskodex öffentlich zugäng­
lich macht und dessen Bestimmungen einhält, wird dies 
bei der Beurteilung des Verhaltens des Anbieters im Einzel­
fall als relevanter Faktor betrachtet. 

2. Aufbau der Leitlinien 

(8) Diese Leitlinien sind wie folgt gegliedert: 

a) Geltungsbereich der Kfz-Gruppenfreistellungsverord­
nung und Beziehung zur Allgemeinen Vertikal-Grup­
penfreistellungsverordnung (Abschnitt II); 

b) Anwendung der zusätzlichen Bestimmungen in der 
Kfz-Gruppenfreistellungsverordnung (Abschnitt III); 

c) Beurteilung spezifischer Beschränkungen: Marken­
zwang und selektiver Vertrieb (Abschnitt IV). 

II. GELTUNGSBEREICH DER KFZ-GRUPPENFREISTEL­
LUNGS-VERORDNUNG UND BEZIEHUNG ZUR ALL­
GEMEINEN VERTIKAL-GRUPPENFREISTELLUNGSVER­

ORDNUNG 

(9) Die Kfz-Gruppenfreistellungsverordnung gilt gemäß ihrem 
Artikel 4 für vertikale Vereinbarungen, die den Bezug, 
Verkauf oder Weiterverkauf von Kraftfahrzeugersatzteilen 
und die Erbringung von Instandsetzungs- und Wartungs­
dienstleistungen für Kraftfahrzeuge betreffen. 

(10) Mit Artikel 2 der Kfz-Gruppenfreistellungsverordnung wird 
die Geltungsdauer der in der Verordnung (EG) 
Nr. 1400/2002 enthaltenen Bestimmungen betreffend ver­

tikale Vereinbarungen über den Bezug, Verkauf oder Wei­
terverkauf neuer Kraftfahrzeuge bis zum 31. Mai 2013 
verlängert. Gemäß Artikel 3 der Kfz-Gruppenfreistellungs­
verordnung fallen vertikale Vereinbarungen über den Be­
zug, Verkauf und Weiterverkauf neuer Kraftfahrzeuge ab 
dem 1. Juni 2013 unter die Allgemeine Vertikal-Gruppen­
freistellungsverordnung ( 1 ). 

(11) Die Unterscheidung dieses neuen Rahmens zwischen den 
Märkten für den Verkauf neuer Kraftfahrzeuge und den 
Kfz-Anschlussmärkten spiegelt die unterschiedlichen Wett­
bewerbsbedingungen auf diesen Märkten wider. 

(12) Eine eingehende Marktanalyse, die aus dem Bericht zur 
Bewertung der Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 der Kom­
mission vom 28. Mai 2008 ( 2 ) und der Mitteilung der 
Kommission – Der künftige wettbewerbsrechtliche Rah­
men für den Kfz-Sektor – vom 22. Juli 2009 ( 3 ) hervor­
geht, zeigt, dass im Bereich des Vertriebs neuer Kraftfahr­
zeuge keine erheblichen Beeinträchtigungen des Wett­
bewerbs bestehen, die diesen Bereich von anderen Wirt­
schaftszweigen unterscheiden und die Anwendung anderer 
Regeln erforderlich machen würden, die strenger sind als 
die der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellungsverord­
nung. Somit stellen die Anwendung einer Marktanteils­
schwelle von 30 % ( 4 ), die Nichtfreistellung bestimmter 
vertikaler Beschränkungen und die in der Allgemeinen Ver­
tikal-Gruppenfreistellungsverordnung festgelegten Voraus­
setzungen in der Regel sicher, dass vertikale Vereinbarun­
gen über den Vertrieb neuer Kraftfahrzeuge die Vorausset­
zungen von Artikel 101 Absatz 3 AEUV erfüllen, so dass 
keine zusätzlichen Voraussetzungen erforderlich sind, die 
über die in anderen Sektoren geltenden Anforderungen 
hinausgehen. 

(13) Um allen Marktteilnehmern genügend Zeit für die Anpas­
sung an die allgemeine Regelung zu geben und insbeson­
dere langfristigen vertragsspezifischen Investitionen Rech­
nung zu tragen, wird die Geltungsdauer der Verordnung 
(EG) Nr. 1400/2002 im Hinblick auf die Voraussetzungen, 
die sich auf vertikale Vereinbarungen über den Bezug, Ver­
kauf oder Weiterverkauf neuer Kraftfahrzeuge beziehen, 
um drei Jahre bis zum 31. Mai 2013 verlängert. Vom
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( 1 ) Die Tatsache, dass die Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 außer Kraft 
tritt und durch den in diesen Leitlinien erläuterten neuen Rechts­
rahmen ersetzt wird, bedeutet noch nicht, dass bestehende Verträge 
beendet werden müssen. Siehe beispielsweise Urteil des Gerichts­
hofes vom 7. September 2006 in der Rechtssache C-125/05, Vulcan 
Silkeborg A/S gegen Skandinavisk Motor Co. A/S, Slg. 2006, S. I-7637. 

( 2 ) SEK(2008) 1946. 
( 3 ) KOM(2009) 388. 
( 4 ) Gemäß Artikel 7 der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellungsver­

ordnung wird der Marktanteil in diesem Zusammenhang in der 
Regel anhand des Absatzwertes berechnet bzw., wenn keine entspre­
chenden Angaben vorliegen, anhand anderer verlässlicher Markt­
daten einschließlich der Absatzmengen. In diesem Zusammenhang 
nimmt die Kommission zur Kenntnis, dass die Industrie derzeit die 
Marktanteile beim Vertrieb neuer Kraftfahrzeuge anhand der Menge 
von Kraftfahrzeugen berechnet, die der Anbieter auf dem relevanten 
Markt verkauft, zu dem alle Fahrzeuge gehören, die vom Kunden 
aufgrund ihrer Produkteigenschaften, ihrer Preise und ihres Verwen­
dungszwecks als austauschbar oder substituierbar angesehen werden.



1. Juni 2010 bis zum 31. Mai 2013 werden die Bestim­
mungen der Verordnung (EG) Nr. 1400/2002, die sich 
sowohl auf Vereinbarungen über den Vertrieb neuer Kraft­
fahrzeuge als auch auf Vereinbarungen über den Bezug, 
Verkauf und Weiterverkauf von Kraftfahrzeugersatzteilen 
und/oder die Erbringung von Instandsetzungs- und War­
tungsdienstleistungen beziehen, nur für erstere gelten. 
Während dieses Zeitraums sind die vorliegenden Leitlinien 
nicht für die Auslegung der Bestimmungen der Verord­
nung (EG) Nr. 1400/2002 anwendbar. Stattdessen ist auf 
den Leitfaden ( 1 ) zu der genannten Verordnung Bezug zu 
nehmen. 

(14) Für vertikale Vereinbarungen, die die Bedingungen betref­
fen, unter denen die beteiligten Unternehmen Kraftfahr­
zeugersatzteile beziehen, verkaufen oder weiterverkaufen 
und/oder Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistungen 
für Kraftfahrzeuge erbringen dürfen, gilt die Kfz-Gruppen­
freistellungsverordnung ab dem 1. Juni 2010. Dies bedeu­
tet, dass diese Vereinbarungen nur dann nach Artikel 4 der 
Kfz-Gruppenfreistellungsverordnung freigestellt sind, wenn 
sie die Voraussetzungen für eine Freistellung nach der All­
gemeinen Vertikal-Gruppenfreistellungsverordnung erfüllen 
und darüber hinaus keine der in Artikel 5 der Kfz-Grup­
penfreistellungsverordnung genannten schwerwiegenden 
Wettbewersbeschränkungen, sogenannte Kernbeschränkun­
gen, enthalten. 

(15) Da die Märkte für Instandsetzungs- und Wartungsdienst­
leistungen und für den Vertrieb von Ersatzteilen in der 
Regel markenspezifisch sind, ist der Wettbewerb auf diesen 
Märkten weniger intensiv als auf dem Markt für den Ver­
kauf neuer Kraftfahrzeuge. Aufgrund technologischer Fort­
schritte war es zwar möglich, die Zuverlässigkeit zu ver­
bessern und die Wartungsintervalle zu verlängern, aber 
diese Entwicklung wird durch den Aufwärtstrend der Preise 
für einzelne Instandsetzungs- und Wartungsarbeiten über­
holt. Auf den Ersatzteilmärkten stehen Teile, die das Mar­
kenzeichen des Kraftfahrzeugherstellers tragen, mit den 
Teilen der Originalteileanbieter (OES) und anderer Anbieter 
im Wettbewerb. So wird auf diesen Märkten und damit 
auch auf den Instandsetzungs- und Wartungsmärkten 
Preisdruck aufrechterhalten, da Ersatzteile einen großen 
Teil der durchschnittlichen Instandsetzungskosten aus­
machen. Auf Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistun­
gen insgesamt entfällt außerdem ein sehr großer Teil der 
gesamten Verbraucherausgaben für Kraftfahrzeuge, die ih­
rerseits einen erheblichen Posten im Budget eines durch­
schnittlichen Verbrauchers darstellen. 

(16) Mit Blick auf besondere Wettbewerbsprobleme auf den 
Kfz-Anschlussmärkten wird die Allgemeine Vertikal-Grup­
penfreistellungsverordnung in der Kfz-Gruppenfreistel­
lungsverordnung um drei zusätzliche Kernbeschränkungen 
für Vereinbarungen über die Instandsetzung und Wartung 
von Kraftfahrzeugen und Vereinbarungen über die Liefe­
rung von Ersatzteilen ergänzt. Weitere Erläuterungen zu 

diesen zusätzlichen Kernbeschränkungen enthält 
Abschnitt III dieser Leitlinien. 

III. DIE ANWENDUNG DER ZUSÄTZLICHEN BESTIM­
MUNGEN IN DER KFZ-GRUPPENFREISTELLUNGSVER­

ORDNUNG 

(17) Vereinbarungen, die Kernbeschränkungen enthalten, fallen 
nicht unter die Gruppenfreistellung. Diese Beschränkungen 
sind in Artikel 4 der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistel­
lungsverordnung und Artikel 5 der Kfz-Gruppenfreistel­
lungsverordnung aufgeführt. Wenn eine Vereinbarung 
eine solche Beschränkung enthält, wird vermutet, dass sie 
unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV fällt. Da in diesem Fall 
auch vermutet wird, dass die Vereinbarung die Vorausset­
zungen von Artikel 101 Absatz 3 AEUV wahrscheinlich 
nicht erfüllt, findet die Gruppenfreistellungsverordnung 
keine Anwendung. Diese Vermutung kann jedoch wider­
legt werden, so dass die Unternehmen im Einzelfall die 
Einrede der Effizienz nach Artikel 101 Absatz 3 AEUV 
erheben können. 

(18) Die Wettbewerbspolitik der Kommission im Kraftfahrzeug­
sektor zielt unter anderem darauf ab, den Zugang von 
Ersatzteilherstellern zu den Kfz-Anschlussmärkten zu 
schützen und auf diese Weise sicherzustellen, dass konkur­
rierende Ersatzteilmarken sowohl unabhängigen und zuge­
lassenen Werkstätten als auch Teilegroßhändlern zur Ver­
fügung stehen. Die Verfügbarkeit solcher Teile bringt für 
die Verbraucher große Vorteile, da häufig erhebliche Preis­
unterschiede zwischen Teilen, die von Kraftfahrzeugherstel­
lern verkauft oder weiterverkauft werden und anderweiti­
gen Teilen mit anderen Markenzeichen bestehen. Ander­
weitige Teile für mit dem Markenzeichen der Kraftfahr­
zeughersteller versehene Originalteile (OEM-Teile) sind un­
ter anderem von Originalteileanbietern hergestellte und 
vertriebene Originalteile (OES-Teile) sowie von Teileherstel­
lern produzierte Teile, die den Originalteilen qualitativ 
gleichwertig sind. 

(19) „Originalteil oder -ausrüstung“ ist ein Teil oder eine Aus­
rüstung, das/die nach den Spezifikationen und Produkti­
onsnormen gefertigt wird, die der Kraftfahrzeughersteller 
für die Fertigung von Teilen oder Ausrüstungen für den 
Bau des betreffenden Kraftfahrzeugs vorschreibt. Hierzu 
gehören Teile oder Ausrüstungen, die auf derselben Fer­
tigungsstraße gefertigt wurden wie die Teile oder Ausrüs­
tungen für den Bau des Kraftfahrzeugs. Bis zum Nachweis 
des Gegenteils ist davon auszugehen, dass Teile Original­
teile sind, wenn der Hersteller bescheinigt, dass die Teile 
die gleiche Qualität aufweisen wie die für den Bau des 
betreffenden Fahrzeugs verwendeten Bauteile und nach 
den Spezifikationen und Produktionsnormen des Kraftfahr­
zeugherstellers gefertigt wurden (siehe Artikel 3 Nummer 
26 der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaf­
fung eines Rahmens für die Genehmigung von Kraftfahr­
zeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, 
Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für 
diese Fahrzeuge ( 2 )).
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( 1 ) Leitfaden zur Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 der Kommission vom 
31. Juli 2002 – Kraftfahrzeugvertrieb und -Kundendienst in der Europäi­
schen Union. ( 2 ) ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1.



(20) Damit Teile als qualitativ gleichwertig angesehen werden 
können, müssen sie so hochwertig sein, dass ihre Verwen­
dung das Ansehen des betreffenden Netzes zugelassener 
Werkstätten nicht gefährdet. Wie im Falle aller übrigen 
Auswahlkriterien kann der Kraftfahrzeughersteller den 
Nachweis erbringen, dass ein bestimmtes Ersatzteil diese 
Voraussetzung nicht erfüllt. 

(21) Nach Artikel 4 Buchstabe e der Allgemeinen Vertikal- 
Gruppenfreistellungsverordnung liegt eine Kernbeschrän­
kung vor, wenn eine Vereinbarung zwischen einem Anbie­
ter von Teilen und einem Abnehmer, der diese Teile wei­
terverwendet, den Anbieter daran hindert oder seine Mög­
lichkeit beschränkt, die Teile an Endverbraucher, unabhän­
gige Werkstätten und andere Dienstleister zu verkaufen, 
die der Abnehmer nicht mit der Reparatur oder Wartung 
seiner Waren betraut hat. Artikel 5 Buchstaben a, b und c 
der Kfz-Gruppenfreistellungsverordnung enthält drei zu­
sätzliche Kernbeschränkungen betreffend Vereinbarungen 
über die Lieferung von Ersatzteilen. 

(22) Artikel 5 Buchstabe a der Kfz-Gruppenfreistellungsverord­
nung bezieht sich auf die Beschränkung des Verkaufs von 
Kraftfahrzeugersatzteilen durch Mitglieder eines selektiven 
Vertriebssystems an unabhängige Werkstätten. Diese Be­
stimmung ist für Originalteile, die nur über den Kraftfahr­
zeughersteller oder Mitglieder seines Netzes zugelassener 
Werkstätten zu beziehen sind, besonders relevant. Würden 
ein Anbieter und ein Händler vereinbaren, dass solche 
Teile nicht an unabhängige Werkstätten geliefert werden 
dürfen, so würde diese Vereinbarung wahrscheinlich zum 
Ausschluss dieser Werkstätten vom Markt für Instandset­
zungs- und Wartungsdienstleistungen führen und unter 
das Verbot von Artikel 101 AEUV fallen. 

(23) Artikel 5 Buchstabe b der Kfz-Gruppenfreistellungsverord­
nung betrifft die zwischen einem Anbieter von Ersatztei­
len, Instandsetzungsgeräten, Diagnose- oder Ausrüstungs­
gegenständen und einem Kraftfahrzeughersteller verein­
barte unmittelbare oder mittelbare Beschränkung der Mög­
lichkeiten des Anbieters, diese Waren an zugelassene oder 
unabhängige Händler bzw. Werkstätten zu verkaufen. Ein 
Beispiel für mögliche mittelbare Beschränkungen dieser Art 
sind die sogenannten „Veredelungsvereinbarungen“ zwi­
schen Teileanbietern und Kfz-Herstellern. In diesem Zu­
sammenhang sei auf die Bekanntmachung der Kommission 
vom 18. Dezember 1978 über die Beurteilung von Zulie­
ferverträgen nach Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ( 1 ) 
hingewiesen. In der Regel gilt Artikel 101 
Absatz 1 AEUV nicht für eine Vereinbarung, nach der 
ein Kraftfahrzeughersteller einem Teilehersteller ein für 
die Herstellung bestimmter Teile erforderliches Werkzeug 
zur Verfügung stellt, sich an den Produktentwicklungskos­
ten beteiligt oder erforderliche ( 2 ) Rechte des geistigen Ei­

gentums bzw. erforderliches Know-how beisteuert und 
nach der es nicht erlaubt ist, dass dieser Beitrag für die 
Herstellung von Teilen verwendet wird, die direkt auf dem 
Anschlussmarkt verkauft werden sollen. Wenn aber ein 
Kraftfahrzeughersteller einen Teileanbieter verpflichtet, das 
Eigentum an einem solchen Werkzeug, den Rechten des 
geistigen Eigentums oder dem Know-how zu übertragen, 
oder lediglich einen geringen Teil der Produktentwick­
lungskosten übernimmt oder keine erforderlichen Werk­
zeuge und Rechte des geistigen Eigentums bzw. kein er­
forderliches Know-how bereitstellt, gilt die betreffende Ver­
einbarung nicht als Zuliefervertrag. Daher fällt sie mögli­
cherweise unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV und kann auf 
der Grundlage der Gruppenfreistellungsverordnungen ge­
prüft werden. 

(24) Artikel 5 Buchstabe c der Kfz-Gruppenfreistellungsverord­
nung bezieht sich auf die zwischen einem Kraftfahrzeug­
hersteller, der Bauteile für die Erstmontage von Kraftfahr­
zeugen verwendet, und dem Anbieter dieser Bauteile ver­
einbarte Beschränkung der Möglichkeiten des Anbieters, 
sein Waren- oder Firmenzeichen auf diesen Bauteilen 
oder Ersatzteilen effektiv und gut sichtbar anzubringen. 
Im Interesse einer größeren Auswahl für die Verbraucher 
sollten Werkstätten und Verbraucher feststellen können, 
welche Ersatzteile anderer Anbieter für ein bestimmtes 
Kraftfahrzeug geeignet sind und anstelle der Marke des 
Kraftfahrzeugherstellers verwendet werden können. Kann 
das Waren- oder Firmenzeichen auf den Bauteilen und 
Ersatzteilen angebracht werden, so lässt sich leichter fest­
stellen, welche Ersatzteile kompatibel sind und von Origi­
nalteileanbietern (OES) bezogen werden können. Wird dies 
verwehrt, so können die Kraftfahrzeughersteller die Ver­
marktung von OES-Teilen und die Auswahlmöglichkeiten 
der Verbraucher in einer Weise beschränken, die mit 
Artikel 101 AEUV nicht vereinbar ist. 

IV. DIE BEURTEILUNG BESONDERER BESCHRÄNKUN­
GEN 

(25) Unternehmen, die vertikale Vereinbarungen im Kraftfahr­
zeugsektor schließen, sollten diese Leitlinien ergänzend zu 
und in Verbindung mit den Allgemeinen Vertikal-Leitlinien 
heranziehen, um die Vereinbarkeit besonderer Beschrän­
kungen mit Artikel 101 AEUV zu beurteilen. Dieser Ab­
schnitt enthält Erläuterungen zu den Bereichen Marken­
zwang und selektiver Vertrieb, die für die Beurteilung der 
in Abschnitt II dieser Leitlinien genannten Gruppe von 
Vereinbarungen besonders relevant sein können. 

1. Markenzwang 

i) Beurteilung von Vereinbarungen mit Markenzwang, die un­
ter die Gruppenfreistellungsverordnungen fallen 

(26) Nach Artikel 3 der Kfz-Gruppenfreistellungsverordnung in 
Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a der All­
gemeinen Vertikal-Gruppenfreistellungsverordnung können 
ein Kraftfahrzeuganbieter und ein Händler, die nicht mehr 
als 30 % an dem relevanten Markt halten, eine Verein­
barung mit Markenzwang treffen, nach der der Händler
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( 1 ) ABl. C 1, 3.1.1979, S. 2. 
( 2 ) Stellt der Kraftfahrzeughersteller einem Teileanbieter ein Werkzeug, 

Rechte des geistigen Eigentums und/oder Know-how zur Verfügung, 
so fällt die entsprechende Vereinbarung nicht unter die Bekannt­
machung über die Beurteilung von Zulieferverträgen, wenn der Tei­
leanbieter bereits über dieses Werkzeug, diese Rechte des geistigen 
Eigentums oder dieses Know-how verfügt oder wenn er sich es bzw. 
sie unter angemessenen Bedingungen verschaffen kann, denn der 
Beitrag ist in diesem Fall nicht erforderlich.



verpflichtet ist, Kraftfahrzeuge nur von diesem Anbieter 
oder anderen von diesem Anbieter angegebenen Unterneh­
men zu beziehen, sofern diese Wettbewerbsverbote nicht 
länger als fünf Jahre gelten. Dieselben Grundsätze gelten 
für Vereinbarungen zwischen Anbietern und ihren zuge­
lassenen Werkstätten und/oder Ersatzteilehändlern. Eine 
Verlängerung über diese fünf Jahre hinaus bedarf der aus­
drücklichen Zustimmung beider Seiten, und nichts sollte 
den Händler daran hindern, das Wettbewerbsverbot nach 
Ablauf der fünf Jahre tatsächlich auslaufen zu lassen. Wett­
bewerbsverbote für einen unbestimmten Zeitraum oder für 
mehr als fünf Jahre fallen nicht unter die Gruppenfreistel­
lungsverordnungen, auch wenn die Gruppenfreistellungs­
verordnungen in diesem Fall weiterhin für die übrigen 
Bestimmungen der vertikalen Vereinbarung gelten. Das­
selbe gilt für Wettbewerbsverbote, die über einen Zeitraum 
von fünf Jahren hinaus stillschweigend verlängert werden 
können. Behinderungen, Kündigungsdrohungen oder die 
Androhung, dass der Markenzwang wiedereingeführt wird, 
bevor entweder der Händler oder der neue Anbieter genü­
gend Zeit hatte, um seine unwiederbringlichen Investitio­
nen zu amortisieren, würden einer stillschweigenden Ver­
längerung des betreffenden Markenzwangs gleichkommen. 

(27) Gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c der Allgemeinen 
Vertikal-Gruppenfreistellungsverordnung sind unmittelbare 
oder mittelbare Verpflichtungen, die die Mitglieder eines 
selektiven Vertriebssystems veranlassen, Marken bestimm­
ter konkurrierender Anbieter nicht zu verkaufen, nicht frei­
gestellt. Besonderes Augenmerk sollte darauf gelegt wer­
den, wie der Markenzwang auf im Markt tätige Mehrmar­
kenhändler ausgeübt wird, um sicherzustellen, dass der 
betreffende Markenzwang nicht Teil einer Gesamtstrategie 
zur Ausschaltung des Wettbewerbs ist, der von einem oder 
mehreren Anbietern und insbesondere von neuen Anbie­
tern oder schwächeren Konkurrenten ausgeübt wird. Ent­
sprechendes ist insbesondere zu befürchten, wenn die un­
ter Randnummer 34 dieser Leitlinien angegebenen Markt­
anteilsschwellen überschritten werden und der Anbieter, 
der eine solche Beschränkung anwendet, aufgrund seiner 
Stellung auf dem relevanten Markt in der Lage ist, wesent­
lich zum allgemeinen Abschottungseffekt beizutragen ( 1 ). 

(28) Wettbewerbsverbote in vertikalen Vereinbarungen stellen 
keine Kernbeschränkungen dar, können aber, je nach 
Marktbedingungen, dennoch negative Auswirkungen ha­
ben, aufgrund deren die Vereinbarungen möglicherweise 
von Artikel 101 Absatz 1 AEUV erfasst werden ( 2 ). Zu 
solchen schädlichen Effekten kann es kommen, wenn 
Marktzutritts- oder Expansionsschranken errichtet werden, 
die zu einer Abschottung des Marktes gegenüber konkur­
rierenden Anbietern führen und die den Verbrauchern ins­
besondere dadurch schaden, dass die Preise steigen, die 

Auswahl an Produkten schrumpft, die Qualität der Pro­
dukte sinkt oder die Produktinnovation zurückgeht. 

(29) Wettbewerbsverbote können aber auch positive Auswir­
kungen haben, die die Anwendung von Artikel 101 
Absatz 3 AEUV rechtfertigen können. Sie können ins­
besondere zur Lösung eines „Trittbrettfahrer-Problems“ bei­
tragen, das auftritt, wenn ein Anbieter von den Investitio­
nen eines anderen profitiert. Wenn ein Anbieter beispiels­
weise in die Räumlichkeiten eines Händlers investiert, kann 
es dazu kommen, dass er dadurch auch Kunden für eine 
konkurrierende Marke, die der Händler in denselben 
Räumlichkeiten verkauft, anzieht. Dasselbe gilt für andere 
Investitionen des Anbieters, die der Händler für den Ver­
kauf von Kraftfahrzeugen konkurrierender Hersteller nut­
zen kann (z. B. Investitionen in Schulungsmaßnahmen). 

(30) Eine andere positive Auswirkung von Wettbewerbsver­
boten im Kraftfahrzeugsektor besteht in der Förderung 
des Markenimages und des Ansehens des Vertriebsnetzes. 
Die Beschränkungen können zur Schaffung und Wahrung 
eines Markenimages beitragen, indem den Händlern be­
stimmte Standards zur Sicherung der Einheitlichkeit und 
Qualität auferlegt werden, so dass diese Marke für den 
Endverbraucher attraktiver wird und der entsprechende 
Absatz gesteigert wird. 

(31) Artikel 1 Buchstabe d der Allgemeinen Vertikal-Gruppen­
freistellungsverordnung definiert ein Wettbewerbsverbot 
wie folgt: 

„a) eine unmittelbare oder mittelbare Verpflichtung, die 
den Abnehmer veranlasst, keine Waren oder Dienstleis­
tungen herzustellen, zu beziehen, zu verkaufen oder 
weiterzuverkaufen, die mit den Vertragswaren oder 
-dienstleistungen im Wettbewerb stehen, oder 

b) eine unmittelbare oder mittelbare Verpflichtung des Ab­
nehmers, auf dem relevanten Markt mehr als 80 % sei­
nes Gesamtbezugs an Vertragswaren oder -dienstleis­
tungen und ihren Substituten vom Anbieter oder von 
einem anderen vom Anbieter benannten Unternehmen 
zu beziehen.“ 

(32) Ein Anbieter kann nicht nur auf direkte Maßnahmen zur 
Bindung des Händlers an seine eigene(n) Marke(n) zurück­
greifen, sondern auch auf indirekte Maßnahmen, die die­
selbe Wirkung haben. Im Kraftfahrzeugsektor können sol­
che indirekten Maßnahmen Folgendes umfassen: Qualitäts­
anforderungen, die speziell darauf ausgerichtet sind, die 
Händler vom Verkauf konkurrierender Fahrzeugmarken 
abzuhalten ( 3 ), Prämien, die davon abhängig gemacht wer­
den, dass der Händler bereit ist, ausschließlich eine Marke 
zu vertreiben, Zielrabatte oder bestimmte andere Anforde­
rungen wie die Schaffung einer eigenen Rechtsperson für
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( 1 ) Siehe Bekanntmachung der Kommission über Vereinbarungen von 
geringer Bedeutung, die den Wettbewerb gemäß Artikel 81 Absatz 1 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft nicht 
spürbar beschränken (de minimis) (ABl. C 368 vom 22.12.2001, 
S. 13). 

( 2 ) Zu den Faktoren, die für die Beurteilung von Wettbewerbsverboten 
nach Maßgabe von Artikel 101 Absatz 1 AEUV heranzuziehen sind, 
siehe den diesbezüglichen Abschnitt der Allgemeinen Vertikal-Leit­
linien, insbesondere Randnrn. 129-150. 

( 3 ) Siehe Wettbewerbssachen BMW, IP/06/302 vom 13.3.2006 und 
Opel 2006, IP/06/303 vom 13.3.2006.



die konkurrierende Marke oder die Verpflichtung, zusätz­
liche konkurrierende Marken in einem getrennten Ausstel­
lungsraum an einem Ort auszustellen, an dem die Erfül­
lung solcher Anforderungen nicht rentabel wäre (z. B. in 
gering bevölkerten Gebieten). 

(33) Die Gruppenfreistellung nach der Allgemeinen Vertikal- 
Gruppenfreistellungsverordnung gilt für alle Formen un­
mittelbarer und mittelbarer Wettbewerbsverbote, sofern 
sowohl der Marktanteil des Anbieters als der seines Händ­
lers nicht mehr als 30 % betragen und das Wettbewerbs­
verbot nicht länger als fünf Jahre gilt. Doch sogar in Fällen, 
in denen einzelne Vereinbarungen diese Voraussetzungen 
erfüllen, kann die Anwendung von Wettbewerbsverboten 
wettbewerbswidrige Auswirkungen haben, die nicht durch 
die positiven Auswirkungen der Vereinbarungen aufgewo­
gen werden. Im Kraftfahrzeugsektor könnten solche unter 
dem Strich verbleibenden wettbewerbswidrigen Auswir­
kungen insbesondere das Ergebnis kumulativer Effekte 
sein, die zur Abschottung des Marktes gegenüber konkur­
rierenden Marken führen. 

(34) Beim Vertrieb von Kraftfahrzeugen auf Einzelhandelsebene 
ist eine solche Abschottung bei Märkten unwahrscheinlich, 
auf denen alle Anbieter Marktanteile unter 30 % haben 
und auf denen der Gesamtanteil aller Kraftfahrzeugver­
käufe, für die auf dem betreffenden Markt Markenzwang 
besteht (d. h. die Bindungsquote insgesamt) weniger als 
40 % beträgt ( 1 ). Hält ein nichtbeherrschender Anbieter ei­
nen Marktanteil von über 30 % des relevanten Marktes, 
während die Anteile aller anderen Anbieter unter 30 % 
liegen, sind kumulative wettbewerbswidrige Effekte un­
wahrscheinlich, wenn insgesamt der Anteil des durch die 
Vereinbarungen gebundenen Marktes 30 % nicht über­
schreitet.. 

(35) Sind der Zugang zum relevanten Markt für den Verkauf 
neuer Kraftfahrzeuge und der Wettbewerb auf diesem 
Markt durch die kumulative Wirkung paralleler Netze 
von gleichartigen vertikalen Vereinbarungen mit Marken­
zwang in erheblichem Maße beschränkt, so kann die Kom­
mission den Rechtsvorteil der Gruppenfreistellung gemäß 
Artikel 29 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 
16. Dezember 2002 zur Durchführung der in den Artikeln 
81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbewerbs­
regeln ( 2 ) entziehen. Ein Beschluss zum Entzug des Rechts­
vorteils der Gruppenfreistellung kann insbesondere für An­
bieter erlassen werden, die wesentlich zu einem kumulati­
ven Abschottungseffekt auf dem relevanten Markt beitra­
gen. Tritt dieser Effekt auf einem nationalen Markt auf, so 
kann auch die Wettbewerbsbehörde des betreffenden Mit­
gliedstaats den Rechtsvorteil der Gruppenfreistellung im 
Gebiet des betreffenden Mitgliedstaats entziehen. 

(36) Decken parallele Netze von Vereinbarungen mit gleicharti­
gen vertikalen Beschränkungen mehr als 50 % eines Mark­
tes ab, so kann die Kommission in einer Verordnung die 
Gruppenfreistellung für den betreffenden Markt im Hin­
blick auf diese Beschränkungen für nicht anwendbar erklä­

ren. Dazu kann es insbesondere kommen, wenn sich ku­
mulative Effekte infolge der weitverbreiteten Anwendung 
von Markenzwang auf dem betreffenden Markt zum Scha­
den der Verbraucher auswirken. 

(37) Bezüglich der Beurteilung von Mindestabnahmeverpflich­
tungen, die auf der Grundlage des jährlichen Gesamtbezugs 
des Händlers berechnet werden, kann der Entzug des 
Rechtsvorteils der Gruppenfreistellung im Falle kumulativer 
wettbewerbswidriger Effekte sogar dann gerechtfertigt sein 
kann, wenn der Anbieter eine Mindestabnahmeverpflich­
tung festsetzt, die unter der in Artikel 1 Buchstabe d der 
Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellungsverordnung fest­
gelegten Schwelle von 80 % liegt. Die beteiligten Unterneh­
men müssen unter Berücksichtigung der relevanten Sach­
lage prüfen, ob ein Händler, wenn er dazu verpflichtet 
wird sicherzustellen, dass ein bestimmter Prozentsatz aller 
von ihm bezogenen Kraftfahrzeuge die Marke des Anbie­
ters trägt, daran gehindert wird, eine oder mehrere weitere 
konkurrierende Marken zu führen. So gesehen kommt 
selbst eine Mindestabnahmeverpflichtung, die unter der 
Schwelle von 80 % des jährlichen Gesamtbezugs liegt, ei­
nem Markenzwang gleich, wenn ein Händler, der eine 
neue Marke seiner Wahl von einem konkurrierenden Her­
steller führen will, dadurch gezwungen wird, so viele Fahr­
zeuge der derzeit von ihm vertriebenen Marke zu kaufen, 
dass die Geschäfte des Händlers nicht mehr rentabel 
sind ( 3 ). Eine solche Mindestabnahmeverpflichtung kommt 
auch dann einem Markenzwang gleich, wenn ein konkur­
rierender Anbieter dadurch gezwungen wird, sein geplan­
tes Verkaufsvolumen in einem bestimmten Gebiet auf 
mehrere Händler aufzuteilen, was Doppelinvestitionen 
und eine fragmentierte Verkaufspräsenz zur Folge hätte. 

ii) Beurteilung von Vereinbarungen mit Markenzwang, die nicht 
unter die Gruppenfreistellungsverordnungen fallen 

(38) Die beteiligten Unternehmen müssen unter Umständen 
auch prüfen, ob Vereinbarungen mit Markenzwang, die 
nicht für eine Gruppenfreistellung in Frage kommen, 
weil die Marktanteile der beteiligten Unternehmen über 
30 % liegen oder weil die Dauer der Vereinbarung fünf 
Jahre überschreitet, mit den Wettbewerbsvorschriften ver­
einbar sind. Solche Vereinbarungen sind daher einer Ein­
zelfallprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie un­
ter Artikel 101 Absatz 1 AEUV fallen und, wenn ja, ob 
Effizienzgewinne nachgewiesen werden können, die et­
waige Beeinträchtigungen des Wettbewerbs aufwiegen. 
Wenn dies der Fall ist, können sie eine Ausnahme nach 
Artikel 101 Absatz 3 AEUV rechtfertigen. Für die Beur­
teilung eines Einzelfalls finden die in Abschnitt VI.2.1 der 
Allgemeinen Vertikal-Leitlinien dargelegten Grundsätze 
Anwendung.
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( 1 ) Siehe Allgemeine Vertikal-Leitlinien, Randnr. 141. 
( 2 ) ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 1. 

( 3 ) Wenn beispielsweise ein Kfz-Händler zur Deckung der Nachfrage in 
einem Jahr 100 Fahrzeuge der Marke A bezieht und 100 Fahrzeuge 
der Marke B kaufen will, würde eine für die Marke A bestehende 
Mindestabnahmeverpflichtung in Höhe von 80 % bedeuten, dass der 
Kfz-Händler im folgenden Jahr 160 Fahrzeuge der Marke A kaufen 
müsste. Da die Marktdurchdringungsraten relativ stabil sein dürften, 
dürfte der Kfz-Händler in diesem Fall auf vielen Fahrzeugen der 
Marke A sitzenbleiben. Um dies zu vermeiden, müsste er daher 
seinen Bezug von Fahrzeugen der Marke B drastisch einschränken. 
Je nach den Gegebenheiten des Einzelfalls könnte dies als Marken­
zwang gewertet werden.



(39) Insbesondere Vereinbarungen zwischen einem Kraftfahr­
zeughersteller bzw. dessen Einführer einerseits und Ersatz­
teilhändlern und/oder zugelassenen Werkstätten anderer­
seits fallen nicht in den durch die Gruppenfreistellungsver­
ordnungen geschaffenen geschützten Bereich, wenn die 
Marktanteile der beteiligten Unternehmen über der 
Schwelle von 30 % liegen, was bei den meisten Verein­
barungen dieser Art der Fall sein dürfte. Die Fälle von 
Markenzwang, die unter diesen Bedingungen zu prüfen 
sind, betreffen alle Arten von Beschränkungen, die die 
Möglichkeit des zugelassenen Händlers bzw. der zugelas­
senen Werkstatt, Originalersatzeile oder qualitativ gleich­
wertige Ersatzteile von Dritten zu beziehen, unmittelbar 
oder mittelbar beschränken. Die einer zugelassenen Werk­
statt auferlegte Verpflichtung, für Instandsetzungsarbeiten 
im Rahmen der Gewährleistung, des unentgeltlichen Kun­
dendienstes und von Rückrufaktionen vom Kraftfahrzeug­
hersteller gelieferte Originalersatzteile zu verwenden, wird 
dabei nicht als Markenzwang gewertet, sondern als objek­
tiv gerechtfertigte Forderung. 

(40) Vereinbarungen mit Markenzwang über den Vertrieb neuer 
Kraftfahrzeuge müssen ebenfalls einzeln geprüft werden, 
sofern sie eine Laufzeit von mehr als fünf Jahren haben 
und/oder der Marktanteil des Anbieters 30 % übersteigt, 
was auf bestimmte Anbieter in einigen Mitgliedstaaten zu­
treffen kann. In diesem Fall sollten die beteiligten Unter­
nehmen nicht nur den Marktanteil des Anbieters und des 
Abnehmers berücksichtigen, sondern auch den Gesamt­
anteil des Marktes, der durch Vereinbarungen gebunden 
ist, wobei den unter Randnummer 34 genannten Schwel­
lenwerten Rechnung zu tragen ist. Werden diese Schwel­
lenwerte im Einzelfall überschritten, so erfolgt die Beurtei­
lung nach den in Abschnitt VI.2.1 der Allgemeinen Ver­
tikal-Leitlinien dargelegten Grundsätzen. 

(41) Bei der Beurteilung von nicht unter die Gruppenfreistel­
lungsverordnungen fallenden Mindestabnahmeverpflich­
tungen, die auf der Grundlage des jährlichen Gesamtbezugs 
des Händlers berechnet werden, sind alle relevanten Fakten 
zu berücksichtigen. Eine Mindestabnahmeverpflichtung un­
terhalb des Schwellenwertes von 80 % des jährlichen Ge­
samtbezugs kommt insbesondere dann einem Marken­
zwang gleich, wenn Händler dadurch daran gehindert wer­
den, eine oder mehrere zusätzliche konkurrierende Marken 
zu führen. 

2. Selektiver Vertrieb 

(42) Der selektive Vertrieb ist im Kraftfahrzeugsektor derzeit 
das am weitesten verbreitete Vertriebssystem. Dies gilt 
für den Kraftfahrzeugvertrieb wie auch für Instandset­
zungs- und Wartungsdienstleistungen sowie den Vertrieb 
von Ersatzteilen. 

(43) Beim rein qualitativen Selektivvertrieb erfolgt die Auswahl 
der Händler und Werkstätten ausschließlich nach objekti­
ven Kriterien, die durch die Beschaffenheit des Produkts 
oder der Art der Dienstleistung bedingt sind, so z. B. 
nach den technischen Fertigkeiten des Verkaufspersonals, 
der Gestaltung der Verkaufsräume, den Verkaufsmethoden 

und der Art der vom Händler zu erbringenden Verkaufs­
dienstleistung ( 1 ). Die Anwendung derartiger Kriterien be­
grenzt die Zahl der zum Netz des Anbieters zugelassenen 
Händler oder Werkstätten nicht unmittelbar. Der rein qua­
litative Selektivvertrieb fällt mangels wettbewerbswidriger 
Auswirkungen in der Regel nicht unter Artikel 101 
Absatz 1 AEUV, sofern drei Voraussetzungen erfüllt sind. 
Erstens muss die Beschaffenheit des fraglichen Produkts 
einen selektiven Vertrieb bedingen, d. h., ein solches Ver­
triebssystem muss ein rechtmäßiges Erfordernis zur Wah­
rung der Qualität und zur Gewährleistung des richtigen 
Gebrauchs des betreffenden Produkts sein. Zweitens müs­
sen die Händler oder Werkstätten aufgrund objektiver Kri­
terien qualitativer Art ausgewählt werden, die für alle po­
tenziellen Wiederverkäufer einheitlich festzulegen und un­
terschiedslos anzuwenden sind. Drittens dürfen die auf­
gestellten Kriterien nicht über das hinausgehen, was erfor­
derlich ist. 

(44) Während beim qualitativen Selektivvertrieb die Auswahl 
der Händler bzw. Werkstätten ausschließlich nach objekti­
ven Kriterien erfolgt, die durch die Beschaffenheit des Pro­
dukts bzw. die Art der Dienstleistung bedingt sind, kom­
men beim quantitativen Selektivvertrieb Auswahlkriterien 
hinzu, die die Anzahl der in Frage kommenden Händler 
bzw. Werkstätten unmittelbarer begrenzen, indem entwe­
der ihre Zahl ausdrücklich festgelegt wird oder beispiels­
weise Mindestverkaufszahlen vorgeschrieben werden. 
Netze, bei denen Kriterien quantitativer Art angelegt wer­
den, fallen mit größerer Wahrscheinlichkeit unter 
Artikel 101 Absatz 1 AEUV, da sie in der Regel als stärker 
wettbewerbsbeschränkend angesehen werden als Netze, de­
nen ausschließlich qualitative Auswahlkriterien zugrunde 
liegen. 

(45) Werden Selektivvertriebsvereinbarungen von Artikel 101 
Absatz 1 AEUV erfasst, müssen die beteiligten Unterneh­
men prüfen, ob die Gruppenfreistellungsverordnungen 
greifen oder im Einzelfall eine Freistellung nach 
Artikel 101 Absatz 3 AEUV möglich ist. 

i) Beurteilung selektiver Vertriebssysteme, die unter die Grup­
penfreistellungsverordnungen fallen 

(46) Nach den Gruppenfreistellungsverordnungen gilt die Frei­
stellung für Selektivvertriebsvereinbarungen unabhängig 
davon, ob Auswahlkriterien quantitativer oder rein quali­
tativer Art Anwendung finden, sofern der Marktanteil der 
beteiligten Unternehmen 30 % nicht überschreitet. Die 
Vereinbarungen dürfen allerdings weder Kernbeschränkun­
gen nach Artikel 4 der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfrei­
stellungsverordnung und Artikel 5 der Kfz-Gruppenfreistel­
lungsverordnung noch nach Artikel 5 der Allgemeinen
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( 1 ) Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen 
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ihrer Fahrzeuge bieten. Siehe u. a. Rechtssache T-88/92, Groupement 
d'achat Édouard Leclerc/Kommission, Slg. 1996, II-1961.



Vertikal-Gruppenfreistellungsverordnung nicht freigestellte 
Beschränkungen enthalten. 

(47) Drei der in der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellungs­
verordnung genannten Kernbeschränkungen beziehen sich 
ausdrücklich auf selektive Vertriebssysteme. Nach Artikel 4 
Buchstabe b gilt als Kernbeschränkung die Beschränkung 
des Gebiets oder der Kundengruppe, in das oder an die ein 
an der Vereinbarung beteiligter Abnehmer Vertragswaren 
oder -dienstleistungen verkaufen darf, mit Ausnahme der 
Beschränkung des Verkaufs an nicht zugelassene Händler 
durch die Mitglieder eines selektiven Vertriebssystems auf 
Märkten, auf denen ein solches System besteht. Nach 
Artikel 4 Buchstabe c gelten als Kernbeschränkungen Ver­
einbarungen, die den aktiven oder passiven Verkauf an 
Endverbraucher durch auf der Einzelhandelsstufe tätige 
Mitglieder eines selektiven Vertriebssystems beschränken, 
unbeschadet der Möglichkeit, Mitgliedern des Systems zu 
untersagen, Geschäfte von nicht zugelassenen Niederlas­
sungen aus zu betreiben, und Artikel 4 Buchstabe d be­
zieht sich auf die Beschränkung von Querlieferungen zwi­
schen Händlern innerhalb eines selektiven Vertriebssys­
tems, auch wenn diese auf verschiedenen Handelsstufen 
tätig sind. Diese drei Kernbeschränkungen haben für den 
Kraftfahrzeugvertrieb besondere Bedeutung. 

(48) Der Binnenmarkt hat die Verbraucher in die Lage versetzt, 
Kraftfahrzeuge in anderen Mitgliedstaaten zu kaufen und 
bestehende Preisunterschiede zwischen den Mitgliedstaaten 
zu ihrem Vorteil zu nutzen; die Kommission betrachtet 
den Schutz des Parallelhandels in diesem Sektor als wich­
tiges wettbewerbspolitisches Ziel. Die Möglichkeit der Ver­
braucher, Waren in anderen Mitgliedstaaten zu erwerben, 
ist bei Kraftfahrzeugen von besonderer Bedeutung, weil es 
sich um hochwertige Erzeugnisse handelt und niedrigere 
Preise den Verbrauchern, die die Kraftfahrzeuge anderswo 
in der Union erwerben, unmittelbar zugute kommen. Die 
Kommission ist daher darauf bedacht, dass Vertriebsverein­
barungen den Parallelhandel nicht beschränken, da andern­
falls nicht davon ausgegangen werden kann, dass die Vo­
raussetzungen von Artikel 101 Absatz 3 AEUV erfüllt 
sind ( 1 ). 

(49) Die Kommission ist wegen Beeinträchtigung des Parallel­
handels mehrfach gegen Kraftfahrzeughersteller vorgegan­
gen und ihre Entscheidungen sind vom Gerichtshof der 
Europäischen Union weitgehend bestätigt worden ( 2 ). Die 
Erfahrungen zeigen, dass Beschränkungen des Parallelhan­
dels in verschiedenen Formen auftreten. So kann ein An­
bieter beispielsweise Druck auf Händler ausüben, ihnen mit 
Vertragskündigung drohen und Prämien nicht zahlen; er 

kann sich weigern, Gewährleistungen für Kraftfahrzeuge, 
die von einem Verbraucher eingeführt oder Gegenstand 
einer Querlieferung zwischen Händlern mit Sitz in ver­
schiedenen Mitgliedstaaten waren, zu erbringen, oder er 
kann einen Händler wesentlich länger auf die Lieferung 
des gleichen Kraftfahrzeugs warten lassen, wenn der Ver­
braucher in einem anderen Mitgliedstaat ansässig ist. 

(50) Zu mittelbaren Beschränkungen des Parallelhandels kommt 
es beispielsweise, wenn ein Händler sich neue Kraftfahr­
zeuge mit den für grenzüberschreitenden Handel erforder­
lichen Spezifikationen nicht beschaffen kann. In diesem 
Fall kann die Einräumung des Rechtsvorteils der Gruppen­
freistellung davon abhängen, ob ein Anbieter seinen Händ­
lern für den Verkauf an Verbraucher aus anderen Mitglied­
staaten Fahrzeuge mit den Spezifikationen zur Verfügung 
stellt, die dort verkaufte Fahrzeuge aufweisen (sogenannte 
„Verfügbarkeitsklausel“) ( 3 ). 

(51) Für die Zwecke der Gruppenfreistellungsverordnungen und 
insbesondere von Artikel 4 Buchstabe c der Allgemeinen 
Vertikal-Gruppenfreistellungsverordnung umfasst der Be­
griff „Endverbraucher“ auch Leasingunternehmen. Das be­
deutet insbesondere, dass Händler in selektiven Vertriebs­
netzen nicht daran gehindert werden dürfen, neue Kraft­
fahrzeuge an Leasingunternehmen ihrer Wahl zu verkau­
fen. Ein Anbieter, der mit selektivem Vertrieb arbeitet, darf 
seine Händler jedoch am Verkauf neuer Kraftfahrzeuge an 
Leasingunternehmen hindern, wenn nachweisbar das Ri­
siko besteht, dass die Leasingunternehmen die Fahrzeuge 
weiterverkaufen, solange sie neu sind. Ein Anbieter kann 
daher von einem Kfz-Händler verlangen, vor dem Verkauf 
an ein bestimmtes Unternehmen die zugrunde gelegten 
Leasingbedingungen zu überprüfen und sicherzustellen, 
dass es sich bei dem betreffenden Unternehmen tatsächlich 
um ein Leasingunternehmen und nicht um einen nicht 
zugelassenen Wiederverkäufer handelt. Wird jedoch ein 
Kfz-Händler verpflichtet, seinem Anbieter vor dem Verkauf 
von Kraftfahrzeugen an Leasingunternehmen Kopien von 
jeder Leasingvereinbarung vorzulegen, könnte dies einer 
mittelbaren Verkaufsbeschränkung gleichkommen. 

(52) Der Begriff „Endverbraucher“ umfasst ferner Verbraucher, 
die ihren Kauf über einen Vermittler tätigen. Vermittler 
sind Personen oder Unternehmen, die ein neues Kraftfahr­
zeug für einen bestimmten Verbraucher erwerben, ohne 
Mitglied des Vertriebsnetzes zu sein. Vermittler spielen 
im Kraftfahrzeugsektor insbesondere deshalb eine wichtige 
Rolle, weil sie den Verbrauchern den Erwerb von Kraft­
fahrzeugen in anderen Mitgliedstaaten erleichtern. Der Ver­
mittlerstatus sollte generell durch einen vor Durchführung 
des Rechtsgeschäfts erteilten gültigen Auftrag mit Namen 
und Adresse des Verbrauchers nachgewiesen werden. Die 
Nutzung des Internets, um Kunden für eine bestimmte 
Palette von Kraftfahrzeugen zu gewinnen und elektronisch 
erteilte Aufträge von diesen Kunden zu erhalten, berührt 
nicht den Vermittlerstatus. Vermittler unterscheiden sich 
von unabhängigen Wiederverkäufern, die ihrerseits Kraft­
fahrzeuge zum Weiterverkauf erwerben und nicht für ei­
nen bestimmten Verbraucher tätig werden. Unabhängige
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( 1 ) Die Auffassung, dass Beschränkungen des grenzüberschreitenden 
Handels den Verbrauchern schaden können, wurde vom Gerichtshof 
in folgenden Urteilen bestätigt: Rechtssache C-551/03 P, General 
Motors, Slg. 2006, I-3173, Randnrn. 67-68; Rechtssache 
C-338/00 P, Volkswagen/Kommission, Slg. 2003, I-9189, 
Randnrn. 44 und 49; Rechtssache T-450/05, Peugeot/Kommission, 
Urteil vom 9. Juli.2009, noch nicht veröffentlicht, Randnrn. 46-49. 

( 2 ) Entscheidung 98/273/EG der Kommission vom 28. Januar 1998 in 
der Sache IV/35.733 – VW, Entscheidung 2001/146/EG der Kom­
mission vom 20. September 2000 in der Sache COMP/36.653 – 
Opel (ABl. L 59 vom 28.2.2001, S. 1), Entscheidung 2002/758/EG 
der Kommission vom 10. Oktober 2001 in der Sache 
COMP/36.264 – Mercedes-Benz (ABl. L 257 vom 25.9.2002, S. 1), 
Entscheidung 2006/431/EG der Kommission vom 5. Oktober 2005 
in den Sachen F-2/36.623/36.820/37.275 – SEP und andere/Peugeot 
SA. 

( 3 ) Verbundene Rechtssachen 25 und 26/84, Ford-Werke AG und Ford of 
Europe Inc./Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
Slg. 1985, 2725.



Wiederverkäufer sind für die Zwecke der Gruppenfreistel­
lungsverordnungen nicht als Endverbraucher zu betrach­
ten. 

ii) Beurteilung selektiver Vertriebssysteme, die nicht unter die 
Gruppenfreistellungsverordnungen fallen 

(53) Wie unter Randnummer 175 der Allgemeinen Vertikal- 
Leitlinien erläutert, bestehen die von selektiven Vertriebs­
systemen ausgehenden Gefahren für den Wettbewerb in 
einem Verlust an markeninternem Wettbewerb und – 
vor allem bei Vorliegen einer kumulativen Wirkung – im 
Ausschluss einer bestimmten Kategorie bzw. bestimmter 
Kategorien von Händlern sowie der Erleichterung der Kol­
lusion unter Anbietern oder Abnehmern. 

(54) Bei der Beurteilung etwaiger wettbewerbswidriger Auswir­
kungen eines selektiven Vertriebs nach Artikel 101 
Absatz 1 AEUV ist zwischen rein qualitativem Selektivver­
trieb und quantitativem Selektivvertrieb zu unterscheiden. 
Wie unter Randnummer 43 dargelegt, wird der qualitative 
Selektivvertrieb in der Regel nicht von Artikel 101 
Absatz 1 AEUV erfasst. 

(55) Fällt ein Netz von Vereinbarungen nicht unter die Grup­
penfreistellung, weil der Marktanteil eines oder mehrerer 
der beteiligten Unternehmen die Schwelle von 30 % über­
schreitet, impliziert dies nicht, dass diese Vereinbarungen 
rechtswidrig sind. Vielmehr müssen die beteiligten Unter­
nehmen dann durch Prüfung des Einzelfalls feststellen, ob 
die Vereinbarungen unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV 
fallen und, wenn ja, ob die Freistellung nach Artikel 101 
Absatz 3 AEUV greifen kann. 

(56) Was die Besonderheiten des Vertriebs neuer Kraftfahrzeuge 
angeht, erfüllt der quantitative Selektivvertrieb in der Regel 
die Voraussetzungen von Artikel 101 Absatz 3 AEUV, 
wenn die Marktanteile der beteiligten Unternehmen 40 % 
nicht überschreiten. An solchen Vereinbarungen beteiligte 
Unternehmen sollten jedoch beachten, dass das Anlegen 
besonderer Auswahlkriterien einen Einfluss darauf haben 
könnte, ob ihre Vereinbarungen die Voraussetzungen von 
Artikel 101 Absatz 3 AEUV erfüllen. Zum Beispiel führen 
Standortklauseln in selektiven Vertriebsvereinbarungen für 
neue Kraftfahrzeuge, d.h. Vereinbarungen, in denen Mit­
gliedern eines selektiven Vertriebssystems untersagt wird, 
Geschäfte von nicht zugelassenen Niederlassungen aus zu 
betreiben, zwar in der Regel zu Effizienzgewinnen durch 
effizientere Logistik und planbare Netzabdeckung, doch 
können die Nachteile schwerer wiegen als diese Vorteile, 
wenn der Marktanteil des Anbieters sehr hoch ist; unter 
diesen Umständen könnte eine Freistellung nach 
Artikel 101 Absatz 3 AEUV ausgeschlossen sein. 

(57) Die Einzelfallprüfung von Selektivvertriebsvereinbarungen 
für zugelassene Werkstätten wirft ebenfalls besondere Fra­
gen auf. Soweit neben dem Markt für den Verkauf neuer 

Kraftfahrzeuge ein gesonderter Markt für Instandsetzungs- 
und Wartungsdienstleistungen vorhanden ist ( 1 ), wird er als 
markenspezifisch angesehen. Der Wettbewerb auf diesem 
Markt resultiert vor allem aus der wettbewerblichen Inter­
aktion zwischen unabhängigen Werkstätten und zugelasse­
nen Werkstätten für die betreffende Marke. 

(58) Unabhängige Werkstätten üben einen entscheidenden 
Wettbewerbsdruck aus, da sie sich in ihrem Geschäfts­
modell und damit in ihren Betriebskosten von den zu 
Netzen zusammengeschlossenen zugelassenen Werkstätten 
unterscheiden. Anders als zugelassene Werkstätten, die in 
großem Umfang Teile mit Markenzeichen des Kraftfahr­
zeugherstellers verwenden, greifen unabhängige Werkstät­
ten zudem in der Regel häufiger auf andere Marken zu­
rück, so dass der Fahrzeughalter zwischen konkurrierenden 
Teilen wählen kann. Da außerdem der weitaus größte Teil 
von Instandsetzungsarbeiten für neuere Kraftfahrzeuge der­
zeit in zugelassenen Werkstätten durchgeführt wird, ist es 
wichtig, dass zwischen zugelassenen Werkstätten weiterhin 
wirksamer Wettbewerb herrscht, was voraussetzt, dass die 
Netze für neue Marktteilnehmer zugänglich bleiben. 

(59) Der neue Rechtsrahmen erleichtert es der Kommission und 
den nationalen Wettbewerbsbehörden, den Wettbewerb 
zwischen unabhängigen Werkstätten und zugelassenen 
Werkstätten sowie zwischen den Mitgliedern jedes einzel­
nen Netzes von zugelassenen Werkstätten zu schützen. 
Insbesondere die Senkung der Marktanteilsschwelle von 
100 % auf 30 % für die Freistellung eines qualitativen Se­
lektivvertriebs erweitert den Handlungsspielraum der Wett­
bewerbsbehörden. 

(60) Bei der Beurteilung der Auswirkungen vertikaler Verein­
barungen auf den Wettbewerb auf den Kfz-Anschluss­
märkten sollten die beteiligten Unternehmen demnach 
der Entschlossenheit der Kommission Rechnung tragen, 
den Wettbewerb zwischen den Mitgliedern von Netzen 
zugelassener Werkstätten untereinander sowie zwischen
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( 1 ) Unter Berücksichtigung unter anderem der Lebensdauer der Kraft­
fahrzeuge sowie der Vorlieben und des Kaufverhaltens der Verbrau­
cher kann unter Umständen ein Systemmarkt abgegrenzt werden, 
der sowohl Kraftfahrzeuge als auch Ersatzteile umfasst. Siehe Be­
kanntmachung der Kommission über die Definition des relevanten 
Marktes im Sinne des Wettbewerbsrechts der Europäischen Gemein­
schaft, (ABl. C 372 vom 9.12.1997, S. 5, Randnr. 56). Ein entschei­
dender Faktor dabei ist, ob ein signifikanter Anteil der Abnehmer 
seine Wahl unter Berücksichtigung der über die gesamte Lebensdauer 
des Fahrzeugs anfallenden Kosten trifft oder nicht. Ein ganz unter­
schiedliches Kaufverhalten kann beispielsweise zwischen den Abneh­
mern einzelner Fahrzeuge und Abnehmern von Lastkraftwagen zu 
beobachten sein, die einen ganzen Fahrzeugpark erwerben und be­
treiben und beim Kauf den Wartungskosten Rechnung tragen. Ein 
weiterer wichtiger Faktor sind die Existenz und die relative Position 
von Teileanbietern, Werkstätten und/oder Teilehändlern, die auf dem 
Anschlussmarkt unabhängig von Kraftfahrzeugherstellern tätig sind. 
In den meisten Fällen dürfte der Kfz-Anschlussmarkt markenspezi­
fisch sein, da es sich bei den Käufern mehrheitlich um Privatleute 
oder kleine und mittlere Unternehmen handelt, die Fahrzeuge und 
auf dem Anschlussmarkt angebotene Dienstleistungen separat kaufen 
und nicht systematisch Zugang zu Daten haben, anhand deren sie 
die Gesamtkosten der Fahrzeughaltung vorab veranschlagen können.



diesen Mitgliedern und unabhängigen Werkstätten auf­
rechtzuerhalten. Besondere Aufmerksamkeit ist dabei auf 
drei spezifische Verhaltensweisen zu richten, die diesen 
Wettbewerb beschränken können, insbesondere indem un­
abhängigen Werkstätten kein Zugang zu technischen In­
formationen gewährt wird, die gesetzlichen und/oder er­
weiterten Gewährleistungen zum Ausschluss unabhängiger 
Werkstätten missbraucht werden oder der Zugang zu Net­
zen zugelassener Werkstätten von Kriterien nicht qualita­
tiver Art abhängig gemacht wird. 

(61) Die folgenden drei Unterabschnitte beziehen sich zwar 
speziell auf den Selektivvertrieb, doch ist zu berücksichti­
gen, dass sich die gleichen wettbewerbswidrigen Abschot­
tungseffekte auch bei anderen Arten vertikaler Verein­
barungen ergeben können, die die Anzahl der Servicepart­
ner, die vertragliche Beziehungen mit einem Kraftfahrzeug­
hersteller unterhalten, unmittelbar oder mittelbar beschrän­
ken. 

Z u g a n g u n a b h ä n g i g e r M a r k t t e i l n e h m e r 
z u t e c h n i s c h e n I n f o r m a t i o n e n 

(62) Obwohl bei einem rein qualitativen Selektivvertrieb im 
Allgemeinen die Auffassung vertreten wird, dass er sich 
nicht wettbewerbswidrig auswirkt und damit nicht von 
Artikel 101 Absatz 1 AEUV erfasst wird ( 1 ), können mit 
zugelassenen Werkstätten und/oder Teilehändlern ge­
schlossene Vereinbarungen über qualitativen Selektivver­
trieb unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV fallen, wenn eines 
der beteiligten Unternehmen durch sein Verhalten im Rah­
men derartiger Vereinbarungen bewirkt, dass unabhängige 
Markteilnehmer vom Markt ausgeschlossen werden, zum 
Beispiel dadurch, dass ihnen die für die Instandsetzung und 
Wartung erforderlichen technischen Informationen vorent­
halten werden. Als „unabhängige Marktteilnehmer“ gelten 
in diesem Zusammenhang unabhängige Werkstätten, Er­
satzteilehersteller und -händler, Hersteller von Werkstatt­
ausrüstung oder Werkzeugen, Herausgeber von tech­
nischen Informationen, Automobilclubs, Pannenhilfs­
dienste, Anbieter von Inspektions- und Prüfdienstleistun­
gen und Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung für 
Werkstattmitarbeiter. 

(63) Die Anbieter stellen ihren zugelassenen Werkstätten die 
gesamten technischen Informationen zur Verfügung, die 
für die Instandsetzung und Wartung von Kraftfahrzeugen 
ihrer Marken erforderlich sind; häufig sind sie als einzige 
in der Lage, die Werkstätten mit den gesamten für die 
jeweiligen Marken benötigten technischen Informationen 
zu versorgen. Wenn der Anbieter vor diesem Hintergrund 
unabhängigen Marktteilnehmern keinen angemessenen Zu­
gang zu seinen markenspezifischen, für die Instandsetzung 
und Wartung erforderlichen technischen Informationen ge­
währt, könnten die etwaigen negativen Auswirkungen sei­
ner Vereinbarungen mit zugelassenen Werkstätten und/ 
oder Teilehändlern verstärkt werden, so dass die Verein­
barungen unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV fallen könn­
ten. 

(64) Ferner könnte ein fehlender Zugang zu den erforderlichen 
technischen Informationen zu einer Schwächung der 
Marktposition der unabhängigen Marktteilnehmer führen; 
dies wäre für die Verbraucher von Nachteil, da eine der­
artige Schwächung eine erhebliche Verringerung der Aus­
wahl an Teilen, höhere Preise für Instandsetzungs- und 
Wartungsdienstleistungen, eine geringere Auswahl an Re­
paraturwerkstätten und möglicherweise auch Sicherheits­
probleme zur Folge hätte. In diesem Fall würden die Effi­
zienzgewinne, die normalerweise aufgrund der mit zuge­
lassenen Werkstätten und Teilehändlern geschlossenen 
Vereinbarungen erwartet werden können, nicht ausreichen, 
um die genannten wettbewerbswidrigen Auswirkungen 
aufzuwiegen, so dass die Vereinbarungen die Vorausset­
zungen von Artikel 101 Absatz 3 AEUV nicht erfüllen 
würden. 

(65) Die Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 20. Juni 2007 über die Typ­
genehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emis­
sionen von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeu­
gen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Repa­
ratur- und Wartungsinformationen für Fahrzeuge ( 2 ) und 
die Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission 
vom 18. Juli 2008 zur Durchführung und Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäischen Par­
laments und des Rates über die Typgenehmigung von 
Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten 
Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und 
Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und War­
tungsinformationen für Fahrzeuge ( 3 ) sehen ein System für 
die Gewährleistung des Zugangs zu Reparatur- und War­
tungsinformationen für ab dem 1. September 2009 in 
Verkehr gebrachte Personenkraftwagen vor; in der 
Verordnung (EG) Nr. 595/2009 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 18. Juni 2009 über die Typ­
genehmigung von Kraftfahrzeugen und Motoren hinsicht­
lich der Emissionen von schweren Nutzfahrzeugen (Euro 
6) und über den Zugang zu Fahrzeugreparatur- und -war­
tungsinformationen ( 4 ) und die einschlägigen Durchfüh­
rungsmaßnahmen sehen ein derartiges System für ab 
dem 1. Januar 2013 in Verkehr gebrachte Nutzfahrzeuge 
vor. Die Kommission wird Fälle, in denen der Verdacht 
besteht, dass für die Instandsetzung und Reparatur erfor­
derliche technische Informationen zu vor diesen Stichtagen 
in Verkehr gebrachten Kraftfahrzeugen vorenthalten wer­
den, unter Berücksichtigung dieser Verordnungen würdi­
gen. Bei der Prüfung der Frage, ob die Vorenthaltung einer 
bestimmten Information dazu führen könnte, dass die be­
treffenden Vereinbarungen von Artikel 101 Absatz 1 
AEUV erfasst werden, sollten u. a. die folgenden Aspekte 
berücksichtigt werden: 

a) Handelt es sich bei der entsprechenden Information um 
eine technische Information oder um eine Information 
anderer Art wie etwa eine kommerzielle Informa­
tion ( 5 ), die rechtmäßig vorenthalten werden kann?
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( 1 ) Wie unter Randnummer 54 dargelegt, trifft dies in der Regel auf 
Märkte für Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistungen zu, wenn 
unabhängige Werkstätten den Verbrauchern eine Alternative für die 
Instandhaltung ihrer Fahrzeuge bieten. 

( 2 ) ABl. L 171 vom 29.6.2007, S. 1. 
( 3 ) ABl. L 199 vom 28.7.2008, S. 1. 
( 4 ) ABl. L 188 vom 18.7.2009, S. 1. 
( 5 ) Unter kommerziellen Informationen können Informationen verstan­

den werden, die zur Erbringung von Instandsetzungs- und War­
tungsdienstleistungen genutzt werden, die aber für die Instandset­
zung bzw. Wartung der Kraftfahrzeuge nicht erforderlich sind, 
z. B. Abrechnungssoftware oder Informationen über die innerhalb 
des zugelassenen Netzes geltenden Stundensätze.



b) Wird sich die Vorenthaltung der entsprechenden tech­
nischen Informationen erheblich auf die Fähigkeit un­
abhängiger Marktteilnehmer auswirken, ihre Tätigkeiten 
durchzuführen und Wettbewerbsdruck auf dem Markt 
auszuüben? 

c) Wird die entsprechende technische Information Mitglie­
dern des jeweiligen Netzes zugelassener Werkstätten 
zur Verfügung gestellt? Wird sie dem Netz zugelassener 
Werkstätten in irgendeiner Form zur Verfügung gestellt, 
so sollte sie auch den unabhängigen Marktteilnehmern 
in nicht diskriminierender Form zur Verfügung gestellt 
werden. 

d) Wird die entsprechende technische Information letzt­
lich ( 1 ) für die Instandsetzung und Wartung von Kraft­
fahrzeugen oder für einen anderen Zweck ( 2 ), so zum 
Beispiel für die Herstellung von Ersatzteilen oder Werk­
zeugen genutzt? 

(66) Der Begriff „technische Information“ ist angesichts des 
technologischen Fortschritts nicht fest umrissen. Derzeit 
umfasst der Begriff unter anderem Software, Fehlercodes 
und sonstige Parameter einschließlich entsprechender Up­
dates, die erforderlich sind, um in elektronischen Steuerge­
räten vom Anbieter empfohlene Einstellungen vorzuneh­
men oder wiederherzustellen, Kraftfahrzeug-Identifizie­
rungsnummern und andere Kraftfahrzeug-Identifizierungs­
methoden, Teilekataloge, Instandsetzungs- und Wartungs­
verfahren, Arbeitslösungen, die sich aus praktischen Erfah­
rungen ergeben und sich auf typische Probleme bei einem 
bestimmten Modell oder einer bestimmten Serie beziehen, 
sowie Rückrufanzeigen und sonstige Mitteilungen über Re­
paraturarbeiten, die innerhalb des Netzes zugelassener 
Werkstätten kostenlos durchgeführt werden können. Bei 
der Ersatzteilnummer und anderen Informationen, die er­
forderlich sind, um das korrekte Ersatzteil mit Markenzei­
chen des Kraftfahrzeugherstellers für ein bestimmtes Kraft­
fahrzeug zu ermitteln (d. h. das Teil, das der Kraftfahrzeug­
hersteller in der Regel den Mitgliedern seines Netzes zu­
gelassener Werkstätten zur Instandsetzung des betreffen­
den Fahrzeugs liefern würde), handelt es sich ebenfalls 
um technische Informationen ( 3 ). Auch die Auflistung in 
Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 
und in der Verordnung (EG) Nr. 595/2009 sollten als 
Anhaltspunkt dafür verwendet werden, was die Kommis­
sion im Rahmen der Anwendung von Artikel 101 AEUV 
als technische Informationen betrachtet. 

(67) Auch die Art und Weise, in der technische Informationen 
bereitgestellt werden, für die Beurteilung der Frage, ob 
Vereinbarungen mit zugelassenen Werkstätten mit 
Artikel 101 AEUV vereinbar sind, von Bedeutung. Der 

Zugang sollte auf Anfrage und ohne ungebührliche Ver­
zögerung gewährt werden, die Angaben sollten verwen­
dungsfähig sein, und der Preis sollte nicht dadurch vom 
Zugang abschrecken, dass das Ausmaß der Nutzung der 
Informationen durch den unabhängigen Marktteilnehmer 
unberücksichtigt bleibt. Ein Kraftfahrzeuganbieter sollte 
verpflichtet sein, unabhängigen Marktteilnehmern zu tech­
nischen Informationen über neue Kraftfahrzeuge zur sel­
ben Zeit Zugang zu geben wie seinen zugelassenen Werk­
stätten, und darf unabhängige Marktteilnehmer nicht zwin­
gen, mehr als die für die jeweils auszuführende Arbeit 
erforderlichen Informationen zu kaufen. 
Artikel 101 AEUV verpflichtet einen Anbieter jedoch 
nicht, technische Informationen in einem standardisierten 
Format oder über ein bestimmtes technisches System, wie 
beispielsweise dem CEN/ISO-Format und dem OASIS-For­
mat nach der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates und der 
Verordnung (EG) Nr. 295/2009 der Kommission vom 
18. März 2009 zur Einreihung von bestimmten Waren 
in die kombinierte Nomenklatur ( 4 ) zur Verfügung zu stel­
len. 

(68) Die obenstehenden Erwägungen gelten auch für den Zu­
gang unabhängiger Marktteilnehmer zu Werkzeugen und 
Schulungen. Der Begriff „Werkzeuge“ umfasst in diesem 
Zusammenhang elektronische Diagnose- und andere Repa­
raturwerkzeuge, einschließlich der einschlägigen Software 
und regelmäßiger Updates, sowie Kundendienstleistungen 
für derartige Werkzeuge. 

M i s s b r a u c h v o n G e w ä h r l e i s t u n g e n 

(69) Vereinbarungen über qualitativen Selektivvertrieb können 
auch dann von Artikel 101 Absatz 1 AEUV erfasst wer­
den, wenn der Anbieter und die Mitglieder seines Netzes 
zugelassener Werkstätten Reparaturen an Kraftfahrzeugen 
bestimmter Kategorien explizit oder implizit den Mitglie­
dern des Netzes zugelassener Werkstätten vorbehalten. 
Dazu kann es beispielsweise kommen, wenn die gesetzli­
che oder erweiterte Gewährleistungspflicht des Herstellers 
gegenüber dem Abnehmer davon abhängig gemacht wird, 
dass der Endverbraucher nicht unter die Gewährleistung 
fallende Instandsetzungs- und Wartungsdienste nur inner­
halb des Netzes zugelassener Werkstätten ausführen lässt. 
Dies gilt auch für Gewährleistungsauflagen, denen zufolge 
für nicht unter die Gewährleistung fallende Austauschmaß­
nahmen nur Ersatzteile mit Markenzeichen des Herstellers 
verwendet werden dürfen. Es erscheint auch fraglich, ob 
Vereinbarungen über Selektivvertrieb, die solche Vor­
gehensweisen vorsehen, den Verbrauchern Vorteile ver­
schaffen könnten, aufgrund derer die fraglichen Verein­
barungen unter die Ausnahmeregelung nach Artikel 101 
Absatz 3 AEUV fallen könnten. Lehnt ein Anbieter die 
Erfüllung einer Gewährleistungsforderung jedoch zu Recht 
aus dem Grund ab, dass die Situation, die zu dieser For­
derung geführt hat, in kausalem Zusammenhang damit 
steht, dass eine Werkstatt einen bestimmten Instandset­
zungs- oder Wartungsvorgang nicht korrekt ausgeführt 
oder minderwertige Ersatzteile verwendet hat, so hat dies 
keinen Einfluss darauf, ob seine mit Werkstätten geschlos­
senen Vereinbarungen mit den Wettbewerbsvorschriften 
vereinbar sind.
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( 1 ) Wie etwa Informationen, die Herausgebern zwecks Weiterleitung an 
Kfz-Werkstätten zur Verfügung gestellt werden. 

( 2 ) Informationen, die für den Einbau eines Ersatzteils in ein Kraftfahr­
zeug oder die Verwendung eines Werkzeugs an einem Kraftfahrzeug 
genutzt werden, sollten als für Instandsetzung oder Wartung genutzt 
angesehen werden, während Informationen über Design, Produkti­
onsverfahren oder bei der Herstellung eines Ersatzteils verwendete 
Materialien nicht zu dieser Kategorie gezählt werden sollten und 
folglich vorenthalten werden dürfen. 

( 3 ) Der unabhängige Marktteilnehmer sollte nicht gezwungen sein, das 
betreffende Ersatzteil zu erwerben, um Zugang zu diesen Informa­
tionen zu erhalten. ( 4 ) ABl. L 95 vom 9.4.2009, S. 7.



Z u g a n g z u d e n N e t z e n d e r z u g e l a s s e n e n 
W e r k s t ä t t e n 

(70) Der Wettbewerb zwischen den zugelassenen und den un­
abhängigen Werkstätten ist nicht die einzige Form des 
Wettbewerbs, die bei der Prüfung der Vereinbarkeit der 
mit zugelassenen Werkstätten geschlossenen Vereinbarun­
gen mit Artikel 101 AEUV zu berücksichtigen ist. Die 
beteiligten Unternehmen sollten auch prüfen, inwieweit 
die zugelassenen Werkstätten innerhalb des jeweiligen Net­
zes in der Lage sind, miteinander in Wettbewerb zu treten. 
Die Intensität eines derartigen Wettbewerbs wird ganz ent­
scheidend durch die Bedingungen für den Zugang zu dem 
Netz bestimmt, die durch die mit den zugelassenen Werk­
stätten geschlossenen Standardvereinbarungen festgelegt 
werden. Angesichts der generell starken Marktposition 
von Netzen zugelassener Werkstätten, ihrer besonderen 
Bedeutung für die Halter neuerer Kraftfahrzeuge und der 
Tatsache, dass die Verbraucher nicht bereit sind, für In­
standsetzungen lange Wege in Kauf zu nehmen, erachtet 
die Kommission es als wichtig, dass der Zugang zu den 
Netzen zugelassener Werkstätten im Allgemeinen allen 
Unternehmen offen steht, die bestimmte Qualitätskriterien 
erfüllen. Die Anwendung quantitativer Kriterien bei der 
Auswahl der Bewerber dürfte dazu führen, dass die Ver­
einbarung unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV fällt. 

(71) Ein Sonderfall liegt vor, wenn zugelassene Werkstätten mit 
der Vereinbarung auch zum Verkauf von Neuwagen ver­

pflichtet werden. Derartige Vereinbarungen würden wahr­
scheinlich von Artikel 101 Absatz 1 AEUV erfasst, da die 
genannte Verpflichtung nicht durch die Art der Vertrags­
dienstleistungen bedingt ist. Ferner kämen Vereinbarungen, 
die eine derartige Verpflichtung enthalten, bei einer etab­
lierten Marke in der Regel nicht für die Ausnahmeregelung 
nach Artikel 101 Absatz 3 AEUV in Betracht, da sie eine 
starke Beschränkung des Zugangs zum Netz der zugelas­
senen Werkstätten zur Folge hätten und damit den Wett­
bewerb einschränken würden, ohne dass die Verbraucher 
einen gleichwertigen Nutzen daraus zögen. In bestimmten 
Fällen könnte ein Anbieter, der eine Marke auf einem 
bestimmten geografischen Markt einführen möchte, jedoch 
zunächst Schwierigkeiten haben, Händler zu finden, die 
bereit sind, die erforderlichen Investitionen zu tätigen, es 
sei denn, sie könnten sicher sein, dass sie nicht zu „eigen­
ständigen“ zugelassenen Werkstätten im Wettbewerb ste­
hen, die versuchen, von diesen anfänglichen Investitionen 
zu profitieren. Unter diesen Umständen würde die vertrag­
liche Verknüpfung der beiden Tätigkeiten für einen be­
schränkten Zeitraum den Wettbewerb auf dem Markt für 
den Verkauf von Kraftfahrzeugen fördern, da sie die Ein­
führung einer neuen Marke ermöglicht; auf den potenziel­
len markenspezifischen Markt für Instandsetzung würde 
sich eine derartige Verknüpfung nicht negativ auswirken, 
da es ihn bei Nichtverkauf der Kraftfahrzeuge überhaupt 
nicht gäbe. Es wäre daher unwahrscheinlich, dass die frag­
lichen Vereinbarungen unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV 
fallen würden.
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